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Einleitung

»Es könnte aber sein, daß uns in absehbarer Zeit Konflikte ganz anderer Art ins

Haus stehen: ethnische Konflikte, religiöse Konflikte, Identitätskonflikte, Konflikte

über nicht verhandlungsfähige Werte, Normen, Überzeugungen. Zahlreiche fun-

damentalistische Bewegungen, wie sie in den letzten Jahrzehnten unerwarteter-

weise wieder aufgelebt sind, belegen, daß es diese ernsten, nichttrivialen Konflikte

nach wie vor gibt und daß es eine Illusion war, alle Konflikte politisch auf Interes-

senskonflikte reduzieren zu können.« (Luhmann 2002: 218f.).

In den europäischen Staaten und darüber hinaus scheint sich der Bedarf an

partikularen Kollektivitätsbeschreibungen zu erhöhen. (Vgl. für viele Decker et al.

2012) Die Komplexität der Weltgesellschaft und die Entgrenzung traditionaler Ver-

gemeinschaftung beantworten Rechtspopulistenmit einer Gegenerzählung der na-

tionalen Vergemeinschaftung. Die Partei Alternative für Deutschland (AfD) und

das sie umgebende aktivistische Milieu legen hiervon im politischen System der

Bundesrepublik Deutschland Zeugnis ab. So hat sich die Partei in ihrer jungen Ge-

schichte bisher von einer vor allem eurokritischen Partei in der Gründungsphase

hin zu einer rechtspopulistischen Partei entwickelt.

Der Impetus und die Argumentationen aktueller rechtspopulistischer Aktivis-

men und Parteien in Europa widerspricht einer seit den 1990er Jahren sehr erfolg-

reichen Erzählung einer globalisierten Weltgesellschaft, welche aus der Globalisie-

rung nicht nur auf persönliche Lebens- und Flexibilitätschancen schließt, sondern

zugleich gemeinsameWirtschaftsräume, gemeinsame Verantwortung für Konflik-

te und die Entwicklung einer Weltkultur annimmt, die das nationale Denken lang-

fristig ersetzen werde.Damit eng verbunden ist eine Ideologie des Freihandels, des

freien Kapitalflusses und der freien Märkte, die weithin als »alternativlos« darge-
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stellt wird. Dasselbe gilt auch für ein »Europa ohne Grenzen«, in dem auf die Sog-

wirkung von Freizügigkeit und die Betonung gemeinsamer Ziele undWerte gesetzt

wird.

Soziologische Theorien der Weltgesellschaft haben gezeigt, dass die Ausdiffe-

renzierung der Welt in Nationalstaaten faktisch an Plausibilität verloren hat, prak-

tisch aber große Bedeutung für politische Kollektivbildung zeitigt (vgl. für viele

Greve/Heintz 2005). Auch wird deutlich, dass die ökonomische Fassung der Welt-

gesellschaft »Gewinner« und »Verlierer« sowie ein neoliberales Narrativ der Glo-

balisierung produziert, was Kritiken der Legitimität von »Rechts« wie »Links« her-

vorbringt. Und doch: Die jüngsten elektoralen und medialen Erfolge rechtspopu-

listischer Parteien und Bewegungen sind keiner Pfadabhängigkeit oder dialekti-

schen Schleife geschuldet. Sie sind soziologisch wie politikwissenschaftlich erklä-

rungswürdig, denn der Erfolg rechtspopulistischer Parteien spiegelt nach unserer

Auffassung mehr wider als nur eine Verschiebung in Parteiensystemen oder eine

Abwehrhaltung zum kosmopolitischen Europa Ulrich Beckscher Façon.

Es liegt aus unserer Sicht nahe, hier die Verbindung vonOrganisationen, Bewe-

gungen undMedien genauer in den Blick zu nehmen und in wissenssoziologischer

Absicht danach zu fragen, inwiefern ein spezifisches, in den sozialen Netzwerken

und auf Demonstrationen (Dresden, Leipzig, Erfurt) sich artikulierendes, mithin

heterogenes Milieu1 sichtbar wird, welches von der Ablehnung des »Mainstreams«

getragen wird und skeptisch auf Formen und Folgen liberaler Demokratien, der

Globalisierung sowie pluralistischer Ethiken blickt. Es ist wohl kein Zufall, dass

»Pegida« und AfD zu ähnlichen Zeitpunkten auftauchen, zum Teil vergleichbare

Anliegen formulieren, sich gleichsam gegen die etablierten Akteure der repräsen-

tativen Demokratie wenden und Überschneidungen im Wähler- bzw. Sympathi-

santenmilieu aufweisen – allen strategischen Differenzen zum Trotz (Vorländer et

al. 2016: 40ff.). Wir wollen argumentieren, dass sich in diesen Milieus ganz Unter-

schiedliches verbindet: Erstens: Eine Parteienkritik, die für die deutsche Geschich-

te nichts Neues ist, sondern sich mit der Gründung der ersten Parteien aktiviert

und seither über das gesamte politische Spektrumhin aktualisiert (Siri 2012). Zwei-

tens: Eine Kritik an etablierten Medien (und anderen Funktionseliten), denen vor-

geworfen wird, sich zum Gehilfen der Regierung zu machen. Auch diese Kritik ist

altbekannt. Drittens: Ein Plädoyer für Volkssouveränität abseits des Parlamenta-

rismus und ein Eintreten für Volksabstimmungen über Globalisierungsfolgen (wie

Migration). Und viertens nutzen Partei und Unterstützermilieu moderne Medien

zur Herstellung eines Kollektivs abseits der Welt der Interaktion unter Anwesen-

den. In diesen Praktiken des Mediengebrauchs liegt ihr Erfolg ebenso begründet

1 Der Milieubegriff dient uns daher auch nicht als Strukturbegriff sondern als Suchbegriff, um in

wissenssoziologischer Absicht die Besonderheiten des die AfD umgebenden politisch‐kommu-

nikativen Resonanzraumes zu ordnen.
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wie ihre Toleranz im Umgang mit programmatischen und ideologischen Abwei-

chungen. Dabei ist zu beachten, dass der Einsatz des digitalen Mediums die altbe-

kannten Argumente in eine neue Formbringt und spezifische Anschlussfähigkeiten

generiert.

Es sind in Deutschland nicht nur die »Altparteien«, die als gewohntes Feind-

bild des rechtspopulistischen Diskurses »abgewrackt« gehören, sondern zuneh-

mend auch mediale Akteure (»Lügenpresse«) oder (vermeintliche) gesellschaftli-

che Mehrheiten (»links‐grün‐versiffter Mainstream«), denen zum Teil mit offener

Feindlichkeit, nicht selten mit einem verschwörungstheoretisch überformten Blick

auf politische Prozesse begegnet wird. Dem pluralistischen Modell stellen Rechts-

populisten einen mehrheitsdezisionistischen Demokratieentwurf entgegen, des-

sen Kern von einem nativistischen Begriff von »Volkssouveränität« gebildet wird

(Mudde 2007). Dabei ist auch zu beachten, dass es sich bei jüngeren rechtspopu-

listischen Bewegungen und Organisationen um international vernetzte und sich

gegenseitig inspirierende Gefüge handelt, was zur Übernahme und Adaption po-

litischer Strategien sowie einem internationalen Resonanzrahmen in den Sozialen

Medien führt. Diese Parteien sind also nicht nur traditionalistische Wiedergänger

einer totgeglaubten reaktionären Politik im Sinne eines oft konstatierten ›Backlas-

hes‹, sondern eben auch sehr modern und international.

Anhand einer theoriegeleiteten Interpretation quantitativer und qualitativer

empirischer Daten wollen wir uns daher im Folgenden fragen, inwiefern sich in

der Bundesrepublik ein solches neues Milieu in der AfD und in ihrer politischen

und publizistischen Umwelt konstituiert und organisiert. Dabei richten wir den

Blick nicht nur auf jene, die nachweislich eine Mitgliedschaft der Partei besitzen,

sondern wollen, wie es sich bei der Entstehung einer neuen Partei stets anbietet,

auch den aktivistischen Resonanzraum im Netz und auf Demonstrationen beach-

ten. Hierzu verwenden wir theoretisch die Arbeiten Mannheims zur Differenzie-

rung des Konservatismus (vgl. Mannheim 1984; Siri 2016) wie auch in empirischer

Hinsicht Daten über die Sympathisantenstruktur der Partei und Eindrücken aus

der Analyse von Social-Media-Kommunikationen.

Die politikwissenschaftliche Forschung hat bereits Fragen nach der Verände-

rung des Parteiensystems mit Blick auf die AfD ergründet. Auf den vorliegen-

den Studien, die die Einstellungen von Wählern und Sympathisanten (Berbuir et

al. 2015; Wagner et al. 2015), die programmatische bzw. ideologische Verortung

(Arzheimer 2015; Franzmann 2014; Häusler 2013; Jankowski et al. 2016; Lewandow-

sky et al. 2016) sowie die sie tragenden Netzwerke untersucht haben (Bebnowski

2015), bauen wir auf. Im zweiten Abschnitt werden wir bisherige Forschungsergeb-

nisse im Hinblick auf unsere Fragestellung vorstellen und diskutieren. Wir wer-

den außerdem die Geschichte der Partei AfD in den Blick nehmen, da die Ent-

wicklung der Partei und ihrer Programmatik auch als Interaktion mit und Suche

nach einer stabilen Milieufundierung interpretiert werden kann. Hierfür spricht
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unter anderem die Heterogenität der Aussagen zur Programmatik im Vorgang des

Programmparteitages und das »Testen« besonders ›skandalöser‹ Aussagen, zum

Beispiel zur Migration durch prominente Vertreter und Vertreterinnen der Partei

(Berbuir et al. 2015).

Angesichts der europaweit erstarkenden Parteien ähnlicher Prägung betrach-

ten wir den deutschen Fall spezifisch, aber auch prototypisch: Mittels einer wis-

senssoziologisch‐systemtheoretischen Analyse wollen wir danach fragen, wie sich

neue rechtspopulistische Bewegungen in pluralisierten, transnationalen Öffent-

lichkeiten bilden und stabilisieren. Dabei spielen für uns Netzbewegungen, die als

publizistisches Reservoir der jungen Partei bezeichnet werden können, einewichti-

ge Rolle im dritten Abschnitt des Aufsatzes.Theoretisch wollen wir auch die Grenze

von Organisation und Massenmedien/Sozialen Medien in den Blick nehmen. Wir

vermuten, dass in diesen Verhältnissen die Selbststabilisierungsleistungen neuer

politischer Gruppierungen der Rechten zu suchen sind. Diese Erörterung folgt in

Abschnitt 4. In einemFazit (Abschnitt 5) werdenwir abschließend die Erfolgsbedin-

gungen identitärer2 Demokratie im Umfeld der Partei AfD und deren Abgrenzung

zum Konservatismus diskutieren (Mannheim 1984, vgl. auch Mannheim 1980; Siri

2016). Dahinter steht die aus den Daten begründete Vermutung, dass die aktuel-

len Bewegungen des Rechtspopulismus nur zu verstehen sind, wenn neben sozi-

alstrukturellen und elektoralen Daten auch ein Blick auf die Nutzung von Medien

und medienevolutionäre Entwicklungen geworfen wird.

Forschungsstand: Die Alternative für Deutschland und ihr aktivistischer
Resonanzraum im Netz und auf Demonstrationen

Der Begriff des Populismus

Der Begriff des Populismus wird aktuell in öffentlichen Debatten oft und nicht im-

mer mit der erforderlichen begrifflichen Tiefenschärfe genutzt. Er löst sich von der

wissenschaftlichen Diskussion, die bereits eine jahrzehntelange Geschichte hat,

ab. »Das Problem des Rechtspopulismusbegriffs liegt darin, dass er nicht nur ei-

ne wissenschaftliche Analysekategorie darstellt, sondern zugleich als wertgelade-

ner Kampfbegriff in der politischen Auseinandersetzung herhalten muss.« (Decker

2015a: 221). Auch die Forschung hat lange Zeit um ein gemeinsames Begriffsver-

ständnis gerungen. Es ging dabei zuvorderst um die Frage, ob sich ein solches

2 Der Begriff des Identitären bezeichnet dabei eine Strategie politischer Programmatik und Kom-

munikation, die Homogenität einer nationalen und kulturellen Großgruppe zu bezeichnen und

gegen die Modernität einer pluralisierten Demokratie in Stellung zu bringen.
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Phänomen, das sich ja gerade durch seine Kontextabhängigkeit und Wandlungs-

fähigkeit auszeichnet, überhaupt definitorisch fassen lasse (Decker 2004: 21ff.). In-

zwischen kann die Definition vonMudde (2004, 2007) als politikwissenschaftlicher

state of the art gelten, nicht zuletzt auch deshalb, weil diese sich zur empirischen

Arbeit heranziehen lässt (Siehe hierzu beispielsweise Pauwels 2011; Rooduijn/Pau-

wels 2011; Lewandowsky et al. 2016.). NachMuddes »Kernkonzept« des Populismus

(2004) besteht dieser im Appell an das »Volk«, das gegen die politischen Eliten mo-

bilisiert werden soll. Das Volk wird dabei nicht in der Unterschiedlichkeit seiner

Interessen, sozio-ökonomischen und -kulturellen Merkmale adressiert. Gemeint

ist vielmehr eine vermeintlich schweigende Mehrheit, der ein einheitlicher poli-

tischer Wille unterstellt werden kann. Im Gegensatz dazu attestieren Populisten

gewählten Vertretern, diesen Volkswillen in ihren Entscheidungen nicht zu berück-

sichtigen, sei es durch Unfähigkeit, Ignoranz oder böse Absicht. Politische Reprä-

sentanten gelten nicht als Vollzugsorgan diverser Interessen innerhalb des Volkes,

sondern als Hemmschuhe bei der Vollstreckung der volonté générale. Jenseits sei-

ner ideologischen Zuordnung (grob als Links- oder Rechtspopulismus) wohnt dem

Populismus daher ein anti‐pluralistisches Element inne. Er richtet sich gegen po-

litische Eliten und »das Establishment«, gegen den – vermeintlichen – medialen

Mainstream sowie zumindest in der Konsequenz auch gegen rechtsstaatliche Ar-

rangements, die den Willen der Mehrheit zugunsten des Minderheitenschutzes

beschneiden. Der anti‐elitäre Habitus richtet sich dabei nicht nur gegen das poli-

tische »Establishment« selbst, sondern weitet sich auf die Massenmedien aus. »Die

Medien« spielen in populistischen Diskursen nicht die Rolle unabhängiger Bericht-

erstatter, sondern bilden zusammen mit den politischen Eliten und Institutionen

der repräsentativen Demokratie ein diffuses »Kartell«, dem gleichsam ein gemein-

samer Betrug am Volk, Lügen und gezielte Desinformation vorgeworfen werden.

Obwohl der Populismus nach dieser Definition zunächst nicht ideologisch kon-

notiert ist, ja sogar an verschiedene Weltanschauungen anschließen kann, ist der

Großteil der populistischen Bewegungen im rechten politischen Spektrum verortet

(Decker 2004: 29). Das überrascht nicht, geht mit der anti‐pluralistischen Kompo-

nente doch auch zumindest eine implizite Befürwortung autoritärer Demokratie-

konzeptionen einher, in denen eine den Volkswillen verkörpernde charismatische

Führungspersönlichkeit die Bedürfnisse der vermeintlichen Mehrheit gegen alle

Widerstände – also auch die der Jurisprudenz – durchsetzt. Gleichwohl finden wir

originär populistische Parteien auch auf der Linken vor, etwa in Gestalt der grie-

chischen Syriza. So ist der Angriff auf das politische Establishment auch insofern

nicht unpolitisch, als die Eliten als Schuldige für vermeintlich verfehlte Politiken

identifiziert werden: aus ordo‐liberaler Perspektive die europäische Wirtschafts-

und Finanzkrise, aus konservativer Sicht die Erosion traditioneller Lebensweisen

(und die zunehmende Sichtbarkeit alternativer Konzepte) sowie »Masseneinwan-

derung« und »Islamisierung«.
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In der Praxis also ist Populismus ideologisch attribuiert. In seiner definitori-

schen Reinform als Appell an die unbedingte Souveränität des Volkes zu verstehen,

rekurriert der Rechtspopulismus zugleich auf die kulturelle Identität des Volkes.

Von Mudde als »Nativismus« bezeichnet, wird das Bedrohungsszenario gewisser-

maßen auf die Außengrenzen der Nation ausgeweitet: Unterstellt wird, dass die

kulturelle Integrität des Volkes durch »Fremde« bedroht würde. Wer diese Fremd-

gruppen sind, hängt maßgeblich vom jeweiligen nationalen Kontext ab: Im Ge-

gensatz zu geschlossenen rechtsextremen Ideologien bezieht sich der Rechtspo-

pulismus auf die jeweilige nationale Mehrheitsethnie, nicht etwa auf einen pan-

europäischen Volksbegriff. So richtet sich der westeuropäische Rechtspopulismus

gegen den Islam, während sich osteuropäische Parteien im Zuge irredentistischer

Staatskonzeptionen gegen nationale und regionale Minderheiten wenden (Pirro

2014).

Die AfD: vom funktionalen Äquivalent zur rechtspopulistischen Alternative

im Parteiensystem?

Die Geschichte der AfD kann aus unserer Perspektive als Suchbewegung einer jun-

gen, heterogenen Organisation nach einem Trägermilieu des Rechtspopulismus

in Deutschland verstanden werden, als eine Suchbewegung nach moderner Kol-

lektivität. Es ist daher notwendig, die Geschichte der Partei zumindest kurz zu

adressieren, bevor wir in eine medien- und gesellschaftstheoretische Diskussion

eintreten.

Die AfD wurde im Februar 2013 ins Leben gerufen. Die Gründung der AfD

resultierte zunächst aus einer ungleich längeren Entwicklung im konservativen

Spektrum, die mit dem bürgerlichen Protest gegen die Maastrichter Verträge ih-

ren Ausgang nahm (Decker 2015b). Der euroskeptische Bund Freier Bürger (BFB)

entstand als frühe Vorgängerpartei der AfD, konnte sich allerdings nicht im Par-

teiensystem etablieren. Auch die unmittelbare Vorgängerorganisation der AfD, die

»Wahlalternative 2013«, nahm zunächst nicht die Form einer Partei an, sondern

kandidierte bei der niedersächsischen Landtagswahl im Januar 2013 auf der Lis-

te der Freien Wähler. Als diese den Einzug in das Landesparlament verpassten,

brachte eine Gruppe liberaler Ökonomen um Bernd Lucke, Joachim Starbatty und

Hans-Olaf Henkel die Gründung der AfD in Parteienform auf den Weg. Auch der

ehemalige Leiter der hessischen Staatskanzlei Alexander Gauland befand sich un-

ter den Gründungsmitgliedern.

In den ersten beiden Jahren offenbarte die AfD eine gewisse Doppelgesich-

tigkeit. Zwar zeigte sie ein klar populistisches Profil, indem sie die europäische

Wirtschafts- und Finanzkrise ebenso wie das Demokratiedefizit der Europäischen

Union dem Verschulden der politischen Eliten auf nationaler wie europäischer

Ebene zuschrieb (Franzmann 2014). Allerdings fehlten ihr die für Rechtspopulis-
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ten typischen nativistischen Elemente in Gestalt von Islamfeindlichkeit oder ande-

ren Formen der Xenophobie (Arzheimer 2015). Zugleich spielten Akteure der Partei

(u.a. über Soziale Medien) vereinzelt Angriffe gegen den Islam oder Gender Main-

streaming, ohne dass dies Eingang in die offizielle Linie der Partei gefunden hätte.

So war die AfD zunächst keine offen rechtspopulistische Partei, sondern im sozio-

logischen Sinne ein »funktionales Äquivalent« für eine rechtspopulistische Partei

in der BRD (Berbuir et al. 2015: 173).

Allerdings zeigen verschiedene Studien, dass die AfD von Beginn an bereits

rechtspopulistischeMerkmale aufwies, die lediglich nicht offen zutage traten. Zwei

Beispiele seien hier angeführt. So kann Bebnowski (2015) deutlichmachen, dass die

Partei schon in der Gründungsphase nicht nur von ökonomischen, sondern auch

von gesellschaftspolitischen Netzwerken getragen wurde, etwa der »Zivilen Koali-

tion« unter Vorsitz der späteren Europaabgeordneten Beatrix von Storch. Gauland

konstatierte bereits im Dezember 2013 öffentlich, dass sich in der AfD Menschen

zusammengefunden hätten,

»für die eine Familie aus Vater Mutter und Kind besteht [und] die Zuwanderung

besonders in unsere Sozialsysteme nicht automatisch als einen Gewinn ansehen

und denen die Buntheit mancher Lebensformen für ein Land, in dem die Kinder

fehlen, zu bunt erscheint« (zit. n. Berbuir et al. 2015: 177).

Das zeigt sich zweitens auch in dem Antreten der Partei zur Bundestagswahl 2013.

Galt die AfD hier noch als euroskeptisch, aber nicht rechtspopulistisch, zeigt die

Untersuchung der Kandidaten zur Bundestagswahl (Lewandowsky et al. 2016), dass

unter diesen rechtspopulistische Einstellungsmerkmale bereits ausgeprägt waren.

Konzentrierte sich die AfD jedoch bis zur Europawahl 2014 auf das Euro-

Thema, so rückten anlässlich der Landtagswahlen in Brandenburg, Sachsen und

Thüringen im Herbst 2014 gesellschaftspolitische Fragen zunehmend in den Mit-

telpunkt der Kampagnen (Lewandowsky 2015: 127). Dabei plädierte die AfD etwa

für ein Einwanderungsmodell nach kanadischem Vorbild. Zugleich bildete sich ein

interner Konflikt zwischen einer um Bernd Lucke organisierten, medial häufig als

»moderat« adressierten Gruppe und einem nationalkonservativen Personenkreis

heraus, dem u.a. der thüringische Partei- und Fraktionsvorsitzende Björn Höcke

angehörte. Die Spannungen entzündeten sich zum einen am Führungsanspruch

und -stil Luckes, der formal lediglich Co-Sprecher neben Frauke Petry war und

den alleinigen Vorsitz anstrebte, zum anderen am Verhältnis zur sächsischen

Pegida-Bewegung. In einem Papier, das den Titel »Erfurter Resolution« trug,

forderten die Unterzeichner – darunter Björn Höcke und der spätere sachsen‐an-

haltische Fraktionschef André Poggenburg – den Schulterschluss mit Pegida und

eine insgesamt konservativere Ausrichtung der Partei. Im Gegenzug organisierte

sich um Lucke ein Verein mit der Bezeichnung »Weckruf 2015«, der sich gegen

einen Rechtsruck der Partei zu stemmen suchte.
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Am 4. Juli 2015 löste Frauke Petry den bisherigen Vorsitzenden ab; ihr Co-

Sprecher wurde der Ökonom und baden‐württembergische Landesvorsitzende

Jörg Meuthen. Nachdem sich eine Gruppe um Lucke, Starbatty, Hans-Olaf Henkel

und Ulrike Trebesius von der AfD abgespalten und eine neue Partei unter dem

Akronym ALFA (Allianz für Fortschritt und Aufbruch) gegründet hatte – die sich

nach einem Rechtsstreit im November 2016 in LKR (Liberal-Konservative Refor-

mer) umbenannte und an den Wahlurnen erfolglos blieb – konzentrierte sich die

AfD auf gesellschaftspolitische Themen und bildete in der Folgezeit ein deutlich

konservativeres Profil aus. Was sich zuvor lediglich bei Kandidaten und Sympa-

thisanten gezeigt hatte, schlug sich nun auch im offiziellen Grundsatzprogramm

nieder.

Auch wenn der innerparteiliche Richtungsstreit 2015 zugunsten der konserva-

tiven Faktionen entschieden wurde, entzünden sich Konflikte immer wieder an der

zunehmend sichtbaren Radikalität einzelner Funktionäre und Mandatsträger. Der

Antisemitismus-Streit um den baden‐württembergischen AbgeordnetenWolfgang

Gedeon, der zur Spaltung (und später zur Wiedervereinigung) der Landtagsfrak-

tion führte, präsentiert dafür ebenso ein Beispiel wie die Bemühung des Bundes-

vorstandes, Björn Höcke aufgrund seiner Weimarer Rede, in der er das Berliner

Holocaustdenkmal als »Mahnmal der Schande« bezeichnet hatte, aus der Partei

auszuschließen. Die AfD wird also bis heute durch innerparteiliche Spannungen

geprägt. Deutlich wird in der Gesamtschau auch, dass die programmatischen Än-

derungen nicht nur als Kämpfe zwischen ideologischer Abgrenzung von Gruppen

innerhalb der Partei, sondern vielmehr als Suchbewegung nach einer stabilen Ent-

sprechung im Elektorat verstanden werden können. Dabei spielen nicht nur sach-

lich‐thematische Abgrenzungen eine Rolle, sondern es kommt auch eine affektu-

ell‐sozialpsychologische Dimension zum Tragen. Die Ansprache und Reaktionen

des Unterstützungsmilieus via Social Media scheinen hierfür relevanter als Ver-

handlungsprozesse innerhalb der Partei zu sein, die oft sehr kurz ausfielen und

vor allem das Abstimmen großer Programmblöcke per Akklamation beinhalteten.

Gibt es ein rechtspopulistisches Trägermilieu? Suchbewegungen in
Organisation, Bewegung und medialem Resonanzraum

Unsere Fragestellung lautet also: Wie sieht das Trägermilieu rechtspopulistischer

Politiken aus und wie verbinden sich Organisation, Medien und soziale Bewegung

im spezifischen Fall des aktivistischen Milieus um die Alternative für Deutsch-

land? Dies ist freilich eine große Frage und wir erwarten nicht, dass diese schnell

ausdiskutiert oder anhand weniger Daten zu beantworten ist. Jedoch können wir

an den bisher zur Verfügung stehenden Daten bereits zeigen, dass der aktuelle

Rechtspopulismus sich von dem der 1990er Jahren in dem Sinne unterscheidet,
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dass neue Aktivismen und Freiheitsgrade in der ideologischen Diskussion deutlich

werden, die (auch) medialen Effekten geschuldet sind. Es scheint, dass die rechts-

populistischen Filter-Bubbles eine eigentümliche Toleranz für Abweichung ebenso

mit sich führen wie auch die Möglichkeit zur Ausblendung nicht oder zumindest

nicht auf den ersten Blick wahrheitsfähiger Aussagen von Parteimitgliedern und

Unterstützern. Diese medialen Verhandlungen abseits der Organisationswirklich-

keit erleichtern die Konstitution von Kollektivität erheblich und damit ist es so

interessant wie notwendig, nach den Gemeinsamkeiten eines auf den ersten Blick

chaotischen und heterogenen Umfelds der AfD zu suchen.

Die Fragestellung lässt sich unseres Erachtens nur diskutieren, wenn unter-

schiedliche Datensorten einer theoretisch geschulten Interpretation zugänglich

gemacht werden.3 Besonders geeignet scheint uns eine Verbindung wissenssozio-

logischer und systemtheoretischer Interpretation, da erstere die verschiedenen

Dimensionen einer Kollektivitätsbildung und -stabilisierung in den Blick nimmt

und zweitere sowohl Sach- als auch Zeit- und Sozialdimension des Politischen

für eine soziologische Beobachtung offen hält, während die Parteienforschung

häufig nur die sachlich‐thematische Dimension der Programmatik und wenige,

z.B. sozialstrukturelle Faktoren der Milieubildung untersucht.

Untersuchungen des Wähler- und Unterstützermilieus

Bei der Untersuchung des Wähler- und Unterstützermilieus rechtspopulistischer

Parteien ist zum einen zwischen den sozio‐kulturellen und sozio-ökonomischen

Merkmalen, zum anderen zwischen unterschiedlichen ideologischen Verortungen

sowie externen Faktoren zu unterscheiden, die die Unterstützung dieser Partei-

en begünstigen. Zugleich stellt sich die Frage, wie die Kommunikation zwischen

Unterstützern und Partei sich praktisch vollzieht (siehe Abschnitt 4).

Eine klassische Vorstellung besteht darin, dass Rechtspopulisten Profiteure von

Modernisierungsprozessen seien. Rechtspopulisten erhalten demnach klassischer-

weise Zulauf aus jenen sozialen Gruppen, die von den negativen Folgen ökonomi-

scher Entwicklung stark betroffen sind. Die sogenannte »Modernisierungsverlie-

3 Bevorwir indieAnalyse eintreten, gilt es, dieseDatenunddie Formder Interpretationkurz vorzu-

stellen. Die Datengrundlage für unsere Überlegungen bilden die folgenden Arbeiten: Die Daten

für die Wähler und Sympathisanten der AfD entnehmen wir Berbuir et al. 2015, Kroh/Fetz 2016

sowie Niedermayer/Hofrichter 2016; die Daten zu Wählern rechtspopulistischer und -extremer

Parteien entstammen Arzheimer 2011 sowie Arzheimer/Carter 2006. Für die ideologische Ver-

ortung der Partei sowie deren Kandidaten wurden Arzheimer 2015 und Lewandowsky et al. 2016

konsultiert. Bei der Betrachtungdes Parteienwettbewerbs rekurrierenwir aufWagner et al. 2015.

Qualitative Daten sind entnommen demDatenkumulus für einHabilitationsprojekt an der LMU

München zur »Emergenz des politischen Selbst. Die Politik der Vereinzelten und Probleme der

Synchronisierung« von Jasmin Siri, vgl. z.B. Siri 2015, 2016.
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rerthese« (Spier 2006) fand in den letzten Jahren einigen Zuspruch, nicht zuletzt

öffentlich, da beispielsweise immer wieder auf die hohen Anteile von Arbeitslosen

an der Wählerschaft von Rechtspopulisten im internationalen Vergleich hingewie-

sen wurde. Rechtspopulisten schienen in einigen europäischen Ländern Sozialis-

ten und Sozialdemokraten als Vertreterinnen der Arbeiterschaft abgelöst zu haben.

Spier zeigt, »dass es einen inneren Zusammenhang zwischen krisenhaft verlau-

fenden Modernisierungsprozessen und der Unterstützung populistischer Parteien

und Bewegungen gibt« (ebd.: 65): so lag der Anteil von Angehörigen des Mittelstan-

des (Handwerker, Ladenbesitzer), Arbeitern und Arbeitslosen in der Wählerschaft

rechtspopulistischer Parteien zum Teil sehr hoch (ebd.: 54). Der »typische« Wähler

der populistischen bzw. extremen Rechten ist demnach männlich, weiß und ver-

fügt über einen niedrigen bis mittleren formalen Bildungsgrad (Arzheimer 2011).

Auch unter den AfD-Wählern sind Arbeiter und Arbeitslose überdurchschnittlich

hoch vertreten, wobei sich deren Anteil seit Gründung der Partei sukzessive er-

höht hat, während der der anderen Gruppen relativ stabil geblieben ist (Kroh/Fetz

2016: 715)4. Das Problem der »Modernisierungsverliererthese« ist jedoch der kau-

sale Mechanismus, den sie impliziert, so als ob mit einem bestimmten sozialen

Status auch die Unterstützung bestimmter rechtspopulistischer Parteien einher-

ginge. Jüngere Befunde legen eine differenziertere Sicht nahe, und zwar zum einen

hinsichtlich der externen Faktoren, zum anderen bezüglich der individuellen Ein-

stellungsmerkmale.

Erstens: Tatsächlich steigt die Wahrscheinlichkeit, Parteien des rechten Rands

zu unterstützen, in der bereits erwähnten Gruppe junger, weißer Männer im in-

dustriellen Sektor (Arzheimer/Carter 2006: 439). Die Befunde können den Wahler-

folg dieser Parteien jedoch nicht in Gänze erklären.Vielmehr profitieren Arzheimer

und Carter zufolge Rechtsparteien von systemischen Faktoren: Zum einen stei-

gen ihre Wahlergebnisse, wenn sich zuvor eine konservative Partei des politischen

Mainstreams selbst rechts positioniert hat, zum anderen dann, wenn große Koali-

tionen herrschen. Spies und Franzmann haben zeigen können, dass Rechtsparteien

von dermangelnden ideologischen Polarisierung dermainstreamparties profitieren,

und zwar sowohl auf der ökonomischen als auch auf der kulturellen Konfliktlinie

des politischen Wettbewerbs (Spies/Franzmann 2011). So passt es auch ins Bild,

dass die AfD bei der ersten Bundestagswahl von denWählern im politischen Spek-

trum nur unweit rechts der Union stehend verortet wurde, während gerade die

CDU stark in Richtung Zentrum gerückt war (Wagner et al. 2015).

Zweitens: Verschiedene Studien haben sich der Frage angenommen, inwiefern

bestimmte Einstellungsmerkmale undThemenorientierungen bei derWahl rechts-

populistischer bis -extremer Parteien eine Rolle spielen. Sie schließen damit – zu-

4 Auf Basis von Umfragedaten kommen Niedermayer/Hofrichter 2016 zu einem gegenläufigen

Schluss.
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mindest implizit – an die Überlegung an, dass es sich bei Rechtspopulisten umPro-

testparteien handle, die jenseits ihrer ideologischen Verortung Wählerpotentiale

mobilisieren können. Demgemäß wäre also dieWahl rechtspopulistischer Parteien

zum großen Teil nur der Tatsache geschuldet, dass es sich um eine Alternative zum

Mainstream handelt, unabhängig von ihrer ideologischen Positionierung. Jedoch

haben Akkerman und andere für die Niederlande demonstriert, dass die Wähler

der rechtspopulistischen Partij voor de Vrijheid (PVV) durch anti‐pluralistische und

elitistische Haltungen gekennzeichnet sind (Akkerman et al. 2014). Andere Arbei-

ten zeigen zugleich, dass langfristige Einstellungen sowieThemenorientierung bei

der Motivation, für Rechtspopulisten zu stimmen, eine gewichtige Rolle spielen.

Mit Blick auf die AfD konnte gezeigt werden, dass deren Sympathisanten kei-

neswegs ›ökonomisch prekäre‹ Protestwähler sind, sondern über einen mittleren

bis hohen Bildungsgrad sowie über ein mittleres bis hohes Einkommen verfügen.

Zugleich waren ökonomische Einstellungsmerkmale von denen der Sympathisan-

ten anderer Parteien weniger verschieden als die ablehnendeHaltungen gegenüber

dem Islam sowie die Befürwortung traditioneller familiärer Ordnungen (Berbuir

et al. 2015). Schwarzbözl und Fatke haben hohe Kongruenz zwischen der Program-

matik der AfD und ihren Unterstützern herausgearbeitet, und zwar zum einen in

der Ablehnung der politischen Eliten, zum anderen in kulturellen Fragestellungen.

Die kulturelle Dimension politischer Auseinandersetzung bietet also für den Fall

dieser Partei mehr Aussagekraft als die ökonomische Dimension. Hierfür spricht

auch, dass qualitative Analysen der Social-Media-Kommunikation eine besondere

Beachtung und Resonanz für Themen wie »(Anti-)Political Correctness« oder sog.

»(Anti-)Gender« zeigen, mithin keine starken Auseinandersetzungen über Fragen

der Wirtschaftspolitik, die die Partei für sich in der Gründungsphase als Kernge-

schäft definierte. In sozialen Medien und Parteigliederungen werden darüber hin-

aus das ›Home Schooling‹ (als Abwehr gegen die ›sozialistische‹ und ›früh‐sexuali-

sierende‹ Erziehung in Schulen) wie auch die ›Zerschlagung‹ des öffentlich‐recht-

lichen Rundfunks (›Staatsmedien‹, ›Lügenpresse‹) diskutiert.

Auch in anderen Kontexten lässt sich ersehen, dass die ökonomische Situa-

tion weniger Aussagekraft für die Wahl einer rechtspopulistischen Partei hat

als politisch‐kulturelle Einstellungsmerkmale (Schwarzbözl/Fatke 2016). Erste

Arbeiten, die sich mit der Wählerschaft Donald Trumps bei der jüngsten US-

Präsidentschaftswahl befassen, deuten an, dass die Unterstützung des rechten

Kandidaten vielmehr von der Befürwortung von Rassismus und Sexismus abhängt

als von der konkreten ökonomischen Situation der Wähler (Schaffner et al. 2017).

Kurzum profitiert der Rechtspopulismus zwar zu einem großen Teil innerhalb

auch ökonomisch bestimmbarer Gruppen; hohe Wahlergebnisse sind aber vor al-

lem auf die Aktivierung des Wählerpotentials durch im weiteren Sinne politische

Faktoren, die kulturelle Konfliktlagen adressieren. Diese finden ihren Resonanz-
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und Testraum nicht zuletzt in Netzöffentlichkeiten, auf die wir nun eingehen wol-

len.

»Post-Truthism«? Netzpolitiken als publizistischer Resonanzraum der Partei

Alternative für Deutschland

Das rechtspopulistische Elektorat ist also durchaus heterogen, ebenso heterogen

sind ihre Unterstützungsstrukturen im Netzaktivismus. Durch die Eigenlogik der

Netzkommunikation – hier fordert dieWelt der Algorithmen, geordnet von ökono-

mischen Akteuren, denen es vor allem darum geht, dass wir uns lange im Medium

aufhalten, geradezu dazu auf, sich nur in den »eigenen Kreisen« zu bewegen–wird

es wahrscheinlicher, eher auf politisch Gleichgesinnte zu treffen als auf Gegner.

Blickt man auf Blogs und das publizistische Umfeld der AfD in den Sozialen

Medien Twitter und Facebook, so wird deutlich, dass dieses Milieu sehr differente

Ansätze verfolgt und sich besonders mittels einer Kritik der und Abgrenzung von

Funktionseliten (dem »Mainstream«) beschreibt. Vielfach wird zum Beispiel Miss-

trauen gegenüber den etablierten Medien artikuliert, zur Vorsicht gegenüber die-

sen aufgerufen und das Engagement in Social Media nicht zuletzt damit begrün-

det, dass die etablierten Medien als »Staatsmedien« kein Interesse an unabhängi-

ger Berichterstattung hätten. Ebenso kritisch werden Wissenschaft und etablierte

Politik gesehen.

Im Netz und auf Demonstrationen entstand so in den letzten Jahren ei-

ne (wenngleich heterogene) Gegenkultur mit eigenen Medien, eigener Sprache

und eigenen identitätsstiftenden Geschichten. Und dies geschieht nicht nur auf

Facebook oder Twitter. So lässt sich im Videomedium Youtube eine Vielzahl von

selbstproduzierten bzw. -geschnittenen und kommentierten Videos finden, die

Positionen der Partei AfD und ihres Umfeldes artikulieren bzw. in denen sich auf

die Partei und ihre Protagonisten bezogen wird. Die Nutzerinnen und Nutzer

formulieren einen Vertrauensverlust in jene Medien (»Lügenpresse«), denen sie

eine zu große Nähe zur Regierung und den »Altparteien« vorwerfen und weisen

dies unter anderem durch kritische Berichterstattungen über die AfD nach. Ein

weiteres sich wiederholendes empirisches Moment dieses Vorwurfes ist die Be-

richterstattung über Migrationsbewegungen und Migrationsfolgen, insbesondere

die positive Berichterstattung im Sinne des von der Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel geäußerten Diktums »Wir schaffen das«. Die Beiträge skandalisieren zudem

eine Nicht-Berichterstattung über Kriminalität von Geflüchteten und Migranten.

Bspw. kritisieren die User eine Abwehr etablierter Medien, über negative Folgen

der Migration zu berichten, wie beispielsweise über die sexualisierten Übergriffe

auf der Kölner Domplatte zum Jahreswechsel 2016. Und auch das Thema »Gender«

wird wie oben schon kurz angeschnitten, als ein Beispiel für eine überbordende
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political correctness herangezogen, die oft Thema kritischer Auseinandersetzung ist

(Siri 2015).

Anders als bei anderen bzw. älteren Parteien und Bewegungen fiel bei der Ana-

lyse besonders die Heterogenität und Toleranz der Unterstützer gegenüber »ei-

gentlich« ideologisch nicht widerspruchsfrei vermittelbaren Argumenten auf. In

und um die Partei AfD finden sich zahlreiche Blogs und Social-Media-Accounts, in

denen das Personal und die Aktivitäten der Partei diskutiert und propagiert wer-

den. Dabei handelt es sich weniger um eine durch die Partei instruierte als um eine

vielfältige und ideologisch breite Bewegung, die sich–die zuvor genannte Toleranz

oder auch Ignoranz als kommunikative Strategie nutzend – vor allem anhand von

Querschnittsthemen und die Abwehr von als etabliert und diskursmächtig emp-

fundenen Positionen der Linken und Liberalen definiert. GemeinsameThemen re-

krutieren sich primär aus kulturellen Kämpfen, die anhand der Ausarbeitung von

Feindbildern Schließung finden.Wir können also hinsichtlich des Unterstützermi-

lieus durchaus von einer Sammlungsbewegung sprechen, die Differenzen aushält,

um Homogenität zu erzeugen. Relevant sind diese Formen der Kommunikation in

Sozialen Medien, weil sie als ein Testraum für Themen rechtspopulistischer The-

men ebenso genutzt werden wie als Zuträger von möglichen Skandalen und als

publizistische Unterstützungsstruktur.

Es nimmt also nicht Wunder, dass sowohl Partei als auch Unterstützer in So-

zialen Medien überdurchschnittlich stark aktiv sind. Das Abtesten von konsensfä-

higen Themen wird intentional wie intuitiv anhand der Beobachtung eines Reso-

nanzraumes im Netz vollzogen, weniger als durch eine Beobachtung der etablier-

ten Medien. Durch das Drehen eigener Videos, Podcasts und Blogs wird zudem

eine publizistische Struktur für das Trägermilieu (nicht zuletzt aus diesem heraus)

erzeugt.

In Sozialen Medien werden also Themen getestet und auch gesetzt, wie der

Umgang der Partei mit Gender-Themen sehr deutlich gezeigt hat. So war das The-

ma »Anti-Gender« in Sozialen Medien Jahre vor einer programmatischen Umset-

zung im Parteiprogramm bereits stark vertreten und Inhalt vieler Netzkampa-

gnen der Partei und ihres publizistischen Umfeldes. Durch vielfältige Interaktio-

nen zwischen Parteifunktionären und Sympathisantenmilieu wurde deutlich, dass

das Thema, wenngleich es zunächst nicht auf der Agenda der Partei stand, starke

Bindungswirkung und publizistische Wirkung in den Sozialen Medien erzeugen

konnte und dementsprechend relevant wurde es für die spätere Selbstdarstellung

der Partei (ebd.).

Zahlreiche Kommunikationen formulieren seither auf den alternativen Kanä-

len der Sozialen Medien ein »Wir schaffen das nicht«, welches mit Beispielen –

zum Beispiel über deviante Geflüchtete oder skandalisierbare Geschichten über is-

lamischen Terrorismus und die Unterdrückung von Frauen im Islam – unterlegt

wird. Dabei wird teilweise auf real nachvollziehbare Ereignisse verwiesen und die
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Form der Berichterstattung an Beispielen kritisiert. Zugleich finden sich aber auch

viele Berichte, die im Sinne verschwörungstheoretischer Logik auf polizeilich nicht

nachvollziehbare Verbrechen von Migranten an der ›deutschen Bevölkerung‹ ver-

weisen. Nicht stattgefundene – bzw. erfundene – Vergewaltigungen spielen hier

eine große Rolle, ebenso Berichte über angebliche Plünderungen von Supermärk-

ten. Die Gefährdung des Nahbereichs der Bevölkerung wird dabei als »Volksverrat«

durch die etablierte Politik der »Altparteien« diskutiert. Derlei Phantasien ließen

sich einerseits (und rein rational) leichtmittels Faktenwiderlegen, finden aber (und

so manifestiert sich ihre Persistenz) ihren Resonanzraum in einem Milieu, das es

für sehr plausibel hält, dass derlei Vorgänge von einer herrschenden Clique aus

Medien und Politik verdeckt und vertuscht werden sollen. Der Widerspruch gegen

eine Verschwörungstheorie oder gegen ›Fake News‹, die dem rechtspopulistischen

Narrativ zuträglich sind, macht einen Abbruch der Kommunikation oder eine Ver-

lagerung dieser in ein Freund/Feind-Schema, das Gegenargumente aus sich heraus

widerlegt, wahrscheinlich.

Es entsteht so eine Teilöffentlichkeit, in der der Widerspruch gegen einzel-

ne Vorfälle entweder nicht geglaubt oder mittels Verweis auf einen weiteren Vor-

fall gekontert wird. Im zweiten Fall wird die Gegenargumentation kommunikativ

nicht widerlegt, sondern anhand der Nennung weiterer Beispiele für die eigene

These herausgefordert. Beide Formen ermöglichen hohe Stabilität und Kohärenz

der Social-Media-Kommunikation des Unterstützermilieus. Sie ermöglichen eine

starke Schließung und Abschottung des Milieus von dem, was als »Mainstream«

gelesen wird.

Das Netz als publizistischer Resonanzraum:
Suchbewegungen der Kollektivität

Wie können wir diese empirischen Hinweise nun theoretisch einordnen? Wie sta-

bilisiert sich das rechtspopulistische Milieu? Und was bedeutet es, wenn Teile der

Öffentlichkeit – also des Publikums – die Verfahren und die Entscheidungen nicht

als kollektiv verbindlich ansehen und dem Parlamentarismus die Forderung nach

Volksbefragungen entgegenrufen? Zur Bearbeitung dieser Fragen scheint es uns

nötig zu sein, eine gesellschaftstheoretische Perspektive einzuführen, mit der die

Grenzen von Organisation, Massenmedien und Sozialen Medien scharf gestellt

werden, um die Stabilisierungsbedingungen des aktuellen Rechtspopulismus zu

ergründen.

Herkömmliche soziologische Perspektiven auf politische Öffentlichkeiten ›vor

dem Computer‹ gehen davon aus, dass Gatekeeper und Dominanz über relevante

Themen ein notweniger Selektionsmechanismus sei, der von Massenmedien be-

reitgestellt werde (Habermas 1990; Luhmann 2009).
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Soziale Medien und andere Formen der computervermittelten Interaktion ma-

chen deutlich, dass diese Dominanz bröckelt und sich alternative Medienangebote

für spezifische Publika herausbilden. Die Erfahrung gleichzeitiger und voneinan-

der abweichender Publika – die voneinander kaum mehr wissen müssen und ggf.

auch wollen – wird oft mit dem Effekt der Filter-Bubble oder »Echokammer«5 be-

schrieben. Jeder Nutzer und jede Nutzerin findet eine spezifische Medienwirk-

lichkeit vor, die von eigenen Entscheidungen der Mediennutzung abhängt und es

wahrscheinlicher macht, zu spezifischen Themen spezifische Informationen algo-

rithmisch dargereicht zu bekommen. Der Soziologie Dirk Baecker spricht im Zu-

sammenhang mit der Erfindung des Computermediums sogar von dem Übergang

in eine »nächste Gesellschaft« (Baecker 2007). Die Evolution des Computermedi-

ums stelle eine gesellschaftliche Katastrophe dar, welche die Logiken der funktio-

nalen Differenzierung konterkariere.

Ausgehend von einer Theorie der Differenzierung sozialer Systeme lässt sich

das politische System als ein Machtkreislauf von Politik, Publikum und Verwaltung

begreifen, zumeist aufgehoben in einem nationalstaatlichen Gebilde (Luhmann

1981: 42ff.). Abseits normativer Erwägungen formuliert dieseTheorie, dass die Aus-

differenzierung eines autonomen Systems für Politik, ihrer Verfahren und Insti-

tutionen, die »Bereithaltung der Kapazität zu kollektiv bindendem Entscheiden« (derslb.

2002: 84, Hervorh. i. Org.) zum Ziel hat. »In all diesen Fragen, die zu Kontroversen

und Konflikten Anlass geben könnten, kommt es politisch letztlich auf die Durch-

setzung der Entscheidung über Prämissen von Entscheidungen an«, so Luhmann

schmittianisch (2002: 85). Das Erkenntnisinteresse unseres Aufsatzes und die em-

pirischen Beispiele, die wir besprechen, betonen einen anderen Teil der Luhmann-

schen Funktionsformel: nämlich den der Herstellung von Kollektiven.

Armin Nassehi hat darauf hingewiesen, dass es in der modernen Gesellschaft

um mehr gehe als die Bereithaltung von Entscheidungsfähigkeit und die Selekti-

on politischen Personals. Vielmehr werde die Herstellung und Sichtbarmachung

von Zurechenbarkeit – mithin: die Sichtbarmachung eines zurechenbaren Publi-

kums – zur vornehmlichen Herausforderung für politische Kommunikationen in

Demokratien.6 Moderne Demokratien schulen ihre Organisationen und Bewegun-

gen vor allem in einem: in der Suche nach einem Publikum, welches nicht mehr

vorausgesetzt werden kann. Eine Öffentlichkeit im Singular, ein vorausgesetztes

und berechenbares Publikum gibt es nicht. Die Suchbewegungen nach einem kom-

munikativen Trägermilieu erklären sich genau hieraus.

»Denn das Medium, in dem solche Sichtbarkeit und Zurechenbarkeit hergestellt

wird, sind unterstellte Kollektivitäten, für die Sichtbarkeit und Transparenz kol-

5 Sunstein 2001.

6 Nassehi 2003, 2006: 342ff.
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lektiv wirksamer Kausalitäten ebenso hergestellt wie diese dadurch erst erzeugt

werden.« (Nassehi 2006: 345).

Das System des liberalen Konstitutionalismus, so Luhmann, rechne nicht mit Stör-

quellen wie Kapitalismus oder, man möchte ergänzen, einem Computermedium,

das die Idee einer Öffentlichkeit im Singular dekonstruiert und pluralisierte Öf-

fentlichkeiten entstehen lässt.

Die Gesellschaft des 19. Jahrhunderts löste ihre Konflikte nicht zuletzt über die

Erfindung der Organisation als Vertretungen von Mitgliederinteressen und Orga-

nisatorin von Karrieren, Arbeitsbedingungen und Biographien. Durch die Einfüh-

rung des Computermediums und seiner pluralisierten Öffentlichkeiten ergibt sich

ein von der Organisation kommunikativ getrennter (und sie damit weithin ent-

lastender) Testraum für die politische Kommunikation wie auch ein Ort, an dem die

Suche nach und die Konstruktion der Unterstützerschaft stattfinden kann. Hierin

begründet sich die hohe Zahl der Provokationen, die rechtpopulistische Politiken

in die Social-Media-Kommunikation einbringen. Denn im Spiel aus Provokation,

Leugnung der Provokation und und Re-Iteration der Leugnung werden hier The-

men der politischen Auseinandersetzung verdichtet und die Anschlussfähigkeit an

ein heterogenes Publikum getestet (Siri 2016: 101). Dabei wird ein Sog zu Kultur-

argumenten deutlich, die sich für die politische Kommunikation in Social Media

besonders gut zu eignen scheinen. Und es wird auch deutlich, dass Modelle des

Konsenses oder der Deliberation für Teile des Elektorats weit weniger plausibel

sind als ein Bezug auf identitär geformte und anti‐pluralistische Kollektive, die

sich vielmehr einer Auseinandersetzung stellen sollen als Konsens und den Inter-

essensausgleich zu suchen.

Zugleich dekonstruiert das Computermedium endgültig das, was mit dem Be-

ginn der Wahlforschung als »öffentliche Meinung« (im Singular) diskutiert wurde.

ÖffentlicheMeinung bezeichnet im Allgemeinen einen aus Daten abgeleitetenMit-

telwert politischer Haltungen und Forderungen »des Volkes«, diese Beschreibung

blieb natürlich auch ›vor demComputer‹ nicht unwidersprochen. So kritisierte Eli-

sabeth Noelle-Neumann bereits in den 1980er Jahren, dass die Orientierung an ei-

ner scheinbaren Mehrheitsmeinung stark medial geprägt sei und in einer Schwei-

gespirale resultieren könne (Noelle-Neumann 1989) und Pierre Bourdieu formu-

lierte im Nachgang einer Kritik an Postulaten der Meinungsforschung, dass es die

öffentliche Meinung nicht gebe (1993). Dies vorausgesetzt: Die Oberflächen und Al-

gorithmen der Sozialen Medien haben die Konstruktion einer Mehrheitsmeinung

weiter prekarisiert und bieten paradoxerweise identitären Kollektivitätskonstruk-

tionen eine neue Heimat.7

7 Und dies übrigens nicht nur im rechten Spektrum, sondern auch in den vielen Formen der Iden-

tity Politics linker Bewegungen.
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Fazit: »Wir sind das Volk«:
Zur Herausbildung eines Diskurses der identitären Demokratie
im Umfeld der Partei Alternative für Deutschland (AfD)

Für die AfD haben die vorangestellten Ausführungen das Folgende gezeigt: Sie ist

keine Protestpartei in dem Sinne, dass sie allein die Enttäuschung ökonomischer

Erwartungen – oder umgekehrt: die Angst vor sozialem Abstieg – artikuliert. Viel-

mehr profitiert die Partei von einer jetzt sichtbar werdenden populistischen De-

mokratieauffassung, die sich im Nachgang der Euro- und besonders im Zuge der

Flüchtlingskrise Bahn bricht und sich im Hinblick auf die politische Kommunika-

tion der Partei nicht zuletzt aus der Beherrschung Sozialer Medien erklärt. Ebenso

wie Pegida (dort allerdings stark regional begrenzt) ist die AfD Nutznießerin und

Produzentin einer diffusen identitärenDemokratievorstellung, die sich durch drei-

erlei Merkmale auszeichnet: Erstens die Forderung nach der uneingeschränkten

Ausführung des Volkswillens, zweitens das grundlegende Misstrauen gegenüber

den Repräsentanten der repräsentativen Demokratie und des Rechtsstaats (Funk-

tionseliten) sowie drittens die gefühlte Bedrohung der kulturellen Identität durch

abgrenzbare Fremdgruppen, allen voran aktuell »der Islam« und Geflüchtete. Die

Grenzen zwischen Populismus und autoritären Demokratiekonzeptionen erschei-

nen dabei fließend. Der Populismus des 21. Jahrhundert geriert sich in geradezu

apokalyptischem Duktus als (einziger) Verteidiger der Demokratie – gleichgesetzt

mit dem Majoritätsprinzip – gegen das Establishment und »Fremde«. Deutlich

wird ebenfalls, dass das Konzept einer identitären Demokratie mit dem beson-

nenen Konservatismus der Nachkriegszeit in Konkurrenz tritt. Der Konservatis-

mus z.B. Merkelscher Façon ist der identitären Konzeption fast noch verhasster

als eine sozialdemokratische oder linke Programmatik. Mit Karl Mannheim kann

dies als Re-Aktualisierung des revolutionären Konservatismus im Gegensatz zu ei-

nem auf Subsidiarität und Regionalität verpflichteten, traditionellen Altkonserva-

tismus bezeichnet werden, verstehen sich aktuelle Rechtspopulisten doch als Kri-

tiker der staatsaffinen und konsensorientierten konservativen Politiken der Nach-

kriegszeit. (Mannheim 1984; vgl. auch Mannheim 1980; Siri 2015). Hier wird ein

Schisma im Konservatismus deutlich, welches für die BRD zuletzt in der Weima-

rer Republik festgestellt werden konnte. Doch auch wenn identitäre Elemente ei-

ne relevante Form moderner rechtspopulistischer Kommunikation darstellen: Die

konkreten Themen der politischen Kommunikation sind ideologisch‐programma-

tisch keinesfalls festgelegt, sondern werden in alternativen Öffentlichkeiten der

Sozialen Medien verhandelt und von der Parteiorganisation »getestet« und aktuel-

len Entwicklungen ›angepasst‹.

In den Filter-Bubbles der Sozialen Medien konstituiert sich das kommunikati-

ve Trägermilieu der Politiken des Rechtspopulismus. Das Netz ist dabei Möglich-

keitsspielraum in dem Sinne, dass in etabliertenMedien sanktionierte Botschaften

https://doi.org/10.14361/9783839447475-013 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839447475-013
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


290 Jasmin Siri / Marcel Lewandowsky

hier (relativ) sanktionsfrei geäußert werden können. Zudem bringt das Netzmedi-

um aufgrund der personalisierten Algorithmen Möglichkeiten der Isolierung von

politischen Szenen mit sich, die es ermöglicht, relativ frei von der Erfahrung ko-

gnitiver Dissonanz und diskursiver Auseinandersetzung politische Haltungen in

einem homogenen Diskussionszusammenhang zu vertreten. Dadurch werden po-

sitive und konfliktfreie Sozialisationserfahrungen in dem Milieu des Rechtspopu-

lismus wahrscheinlicher.

Die in interaktionsnahen sozialen Gruppierungen wie Pegida, rechten Blogs

und in Sozialen Medien wie Facebook und Twitter geäußerten Kritiken bilden im

Sinne dieser neuen medialen Konfiguration politischer Öffentlichkeiten den Reso-

nanzraum für die (Oppositions-)Politiken der AfD-Parteiorganisation. Sie bilden

ein Publikum, zu dem die Partei vornehmlich spricht, einen Testraum für (Selbst-

)Skandalisierungen, die der Medienresonanz, dem Austesten von Konsenschancen

wie auch der Identitätsbildung dienen. Die Selbststabilisierung des Milieus erfolgt

also durch wechselseitige Beobachtungen und Bestätigung von Partei und Anhän-

gern in Sozialen Medien und ersetzt damit zumindest potentiell die Interaktion

in politischen Räumen abseits des Netzes. Die Unschärfe in der Argumentation,

der Bezug auf Kultur und die Provokation eröffnen dabei hohe Toleranz für Ab-

weichung. So lässt sich zum Beispiel erklären, dass die Teilnehmerschaft von De-

monstrationen und die Kommentatorenschaft in Social Media über einen weiten

range enttäuschter Konservativer und Liberaler, über Protestwähler, über funda-

mentalistische Christen und »Lebensschützer«, über Maskulinisten und

Verschwörungstheoretiker bis hin zu Neonazis reicht. Konzepte identitärer Demo-

kratie sprechen aus dieser Perspektive nicht für einen einfachen ›Backlash‹, son-

dern sind vielmehr eine sehr moderne Angelegenheit. Sie sind Resultat einer im

Computermedium vermittelten Suchbewegung nach Kollektivität, die sich eben

nicht ausschließlich an die Idee einer Nation oder eines Staatsvolkes gebunden

sieht und programmatische Unschärfen ebenso aushält wie ein heterogenes Publi-

kum.
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